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Editorial 

Budgetpolitik 2000 bis 2005: 

Mehr fürs Leben?- Leider nein! 

I. Vom strikten "Nulldefizit" zur Verankerung 
des Haushaltsausgleichs in der Verfassung 

Es bedarf keiner tief schürfenden Analysen , um festzustel­
len, dass die Budgetpolitik der letzten Jahre keineswegs einen 
einheitlichen Kurs verfolgte. Im März 2000 wurde zunächst die 
heftige Kritik am ersten Stabil itätsprogramm der ÖVP/FPÖ-Re­
gierung zum Anlass für einen Paradigmenwechsel in der Öster­
reichischen Budgetpolitik genommen. Die geplante behutsame 
Absenkung des Budgetdefizits in Richtung ausgeglichener 
Haushalte machte einer Budgetpolitik Platz, die einen abrup­
ten Übergang zu einem "Nulldefizit" innerhalb von zwei Jahren 
vorsah .  ln der budgetpolitischen Debatte wurde immer wieder 
der Eindruck erweckt, als handelte es sich dabei um eine Kon­
solidierungsregel, die auf Dauer ausgeglichene Haushalte an­
strebt. Der Übergang zu dieser beschleunigten Budgetkonsoli­
dierung war ökonomisch nur schwer begründbar und ließ sich 
auch nur zum Teil auf die verschärfte Auslegung des europäi­
schen Stabilitäts- und Wachstumspakts zurückführen. Der Kurs­
wechsel war eher politisch begründet und wurde mit einer Mar­
keting-Strategie verknüpft. Im Rahmen der Kampagne "Zukunft 
ohne Schulden" versuchte die Regierung permanent den Ein­
druck zu vermitteln ,  dass der Staat vor einem Bankrott stünde 
und daher ein Sanierungsfall sei. Damit wurde das "Nulldefizit" 
mit dem dazugehörigen Slogan "Keine neuen Schulden" zur 
höchsten wirtschaftspolitischen Priorität hochsti l isiert und zum 
al leinigen Erfolgskriterium wirtschaftspolitischen Handeins ge­
macht. 

Zwei Jahre später wurden im Rahmen der Österreich ischen 
Strategie zur Nachhaltigen Entwicklung (Mai 2002) die Kern­
elemente solider öffentlicher Finanzen festgelegt. Demnach stel­
len nachhaltige solide Staatsfinanzen einen wesentlichen Pfei­
ler für einen stabi len makroökonomischen Rahmen dar. Fest­
gehalten wurde am Grundsatz, dass keine neuen Schulden ein­
gegangen werden sol len. Der starre "Nu l ldefizit"-Kurs wurde 
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h ingegen revidiert, wei l  nunmehr ausgeglichene öffentl iche 
Haushalte über den Konjunkturzyklus h inweg angestrebt wer­
den. Diese Kurskorrektur bi ldete sich auch in den Budgetpfa­
den der Stabi l itätsprogramme vom März und November 2003 
ab. 

Zum weiteren zentralen Element solider öffentlicher Finanzen 
als Basis für eine nachhaltige Entwicklung wurde die Senkung 
der Abgabenquote auf unter 40% des B IP bis zum Jahr 201 0  
erklärt. Gemäß dieser Strategie wird ein Einnahmenrahmen 
festgelegt, an dem sich in  der Folge die Ausgaben zu orientie­
ren haben . 

Das Ziel ausgeglichener öffentlicher Haushalte über den Kon­
junkturzyklus, das im Wesentl ichen den fiskalischen Rahmen­
bedingungen auf europäischer Ebene entspricht, ist bis heute 
das Kernelement der Budgetpolitik der ÖVP/FPÖ-Regierung 
geblieben. Der Finanzmin ister vertritt d iesen Grundsatz nicht 
nur mit Vehemenz im Ecofin-Rat sondern auch im Österreich­
Konvent. Während er sich im Ecofin-Rat mit der Rol le des 
Scharfmachers begnügt, geht er im Rahmen der Konventsde­
batte viel weiter. Im Ausschuss 1 0 , der einen Auftrag für eine 
Reform der Finanzverfassung hat, besteht eines der Kernan­
l iegen des Finanzmin isteriums darin ,  das Prinzip des ausgegli­
chenen Haushalts über den Konjunkturzyklus in  der Bundes­
verfassung zu verankern.  Dieses Prinzip soll die derzeitige 
Staatszielbestimmung zum gesamtwirtschaftl ichen Gleichge­
wicht (Art. 1 3  Abs. 2 B-VG) ersetzen. Dieses Staatsziel ist zwar 
mangels einer ausreichenden Spezifizierung seit seiner Ein­
führung im Jahr 1 986 weitgehend totes Recht geblieben, das 
rechtfertigt es aber keineswegs, d ie Budgetpolitik auf d ie Er­
reichung eines einzigen (finanzpolitischen) Ziels zu reduzieren. 
Diese Defizitregel ist einseitig auf das Stabi l isierungsziel aus­
gerichtet. Sie geht von einem Staat aus, der konsumiert und da­
her seine Ausgaben aus den laufenden Einnahmen zu finan­
zieren hat. Diese Regel wird aber dann obsolet, wenn ein Staat 
I nvestitionen in d ie Zukunft tätigen wi l l ,  so dass die Staatsaus­
gaben auch den Effekt haben, die Produktivität der wirtschaft­
l ichen Aktivität künftiger Generationen zu erhöhen. Zudem wä­
re es problematisch, dem Verfassungsgerichtshof d ie Interpre­
tation ökonomisch strittiger Fragen (Dauer eines Konjunkturzyk­
lus) zur Interpretation im Rahmen der Rechtssprechung zu über­
tragen. 

Vor dem Hintergrund dieser budgetären Rahmenbedingun­
gen kommt einer Erfolgsmessung der budgetpolitischen Maß-
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nahmen und Programme entscheidende Bedeutung zu. Es stellt 
sich die Frage, ob mit den Budgets der letzten Jahre die tradi­
tionellen Zielsetzungen - Wirtschaftswachstum,  Beschäftigung, 
Preisstabi l ität und Vertei lungsgerechtigkeit - erreicht wurden 
bzw. werden. Darauf werden nachfolgend einige Blitzl ichter ge­
worfen. 

II. Unzureichende Stärkung der Binnennachfrage durch 
die Fiskalpolitik 

Der Einbruch der Weltwirtschaft im Jahr 2001 bildete den Aus­
löser für die Konjunkturabschwächung in Europa. Damals war 
n icht absehbar, dass Europa in eine lang dauernde Stagna­
tionsphase eintreten würde. Die Wirtschaftsforscher machen 
für die lange Dauer dieser Stagnationsphase die Schwäche der 
Binnennachfrage verantwortl ich. Auch der Finanzmin ister hat 
in der Budgetrede 2005 erstmals darauf hingewiesen.  ln einer 
stagnierenden Wirtschaft mit unsicheren Absatzerwartungen 
besteht die Aufgabe der Fiskalpolitik darin, expansive Impulse 
auszulösen. Zum Zeitpunkt der Erstellung des Doppelbudgets 
2001 /2002 wurden die Konjunkturaussichten noch günstig be­
urtei lt .  Die Erreichung des "Nul ldefizits" schien somit in eine 
konjunkturell günstige Phase zu fal len. Für das Jahr 2001 wur­
de daher e in umfangreiches Konsol idierungsprogramm be­
schlossen, das in der Folge im Jahr 2001 mit 44,8% des B IP  
zur bisher höchsten Abgabenquote der Zweiten Republik führ­
te und die vorzeitige Erreichung eines ausgegl ichenen Haus­
halts für den Gesamtstaat ermögl ichte. Dieses umfangreiche 
Sparpaket führte nach Schätzungen des Österreichischen Wirt­
schaftsforschungsinstituts (WI FO) 2001 und 2002 zu Wachs­
tumseinbußen von je 1 /4 Prozentpunkt. Das Budget 2001 war 
nachfragedämpfend angelegt und hat somit die Auswirkungen 
des internationalen Konjunkturabschwungs verschärft. 

ln einer Phase, in der die Wirtschaftsforscher die Prognosen 
für das Wirtschaftswachstum laufend nach unten und jene für 
die Arbeitslosigkeit nach oben revidierten,  beharrte d ie Regie­
rung auf ihrem restriktiven fiskal ischen Kurs. ln der die Realität 
verweigernden Hoffnung, dass der Konjunkturmotor bald wie­
der anspringen würde, war Durchtauchen die Devise. Erst un­
ter dem Druck weiter steigender Arbeitslosigkeit wurde im De­
zember 2001 das erste Konjunkturbelebungspaket beschlos­
sen, dem zwei weitere folgten (Herbst 2002 und im Herbst 2003 
das Wirtschafts- und Standortpaket) . Wenngleich den Kon-
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junkturbelebungsprogrammen positive Wachstumseffekte zu­
zuschreiben sind - insbesondere den I nfrastrukturausgaben 
und der Investitionszuwachsprämie -, so muss dennoch kritisch 
angemerkt werden, dass die Kosten der l nvestitionszuwachs­
prämie vor a l lem wegen der Umgehungsmögl ichkeiten (Be­
triebsneugründungen zur Lukrierung der Prämie) ein Vielfaches 
der ursprünglich erwarteten Steuerausfälle ausmachen. Ein er­
heblicher Tei l  der in d iesen Konjunkturbelebungspaketen ent­
haltenen Maßnahmen hatte jedoch mit rasch wirksamer Kon­
junkturpolitik nur wenig zu tun .  

Die gesamtwirtschaftl ichen Auswirkungen des Bundeshaus­
halts 2005 werden wegen der zweiten Etappe der Steuerreform 
leicht expansiv sein .  Gemessen am Volumen der Steuersen­
kung sind d ie daraus resu ltierenden Wachstums- und Be­
schäftigungseffekte als gering einzuschätzen. Nach Berech­
nungen des WIFO l iegt der kumulierte expansive Effekt beider 
Steuersenkungsetappen auf das B IP 2005 knapp unter 0,3%. 
Das entspricht einem Beschäftigungszuwachs von rund 5.000 
Personen. Von der Senkung des Körperschaftsteuersatzes kann 
kurzfristig kein merkl icher Effekt auf die I nvestitionen und das 
BIP erwartet werden. Kurzfristig wird der Effekt auf das B IP so­
gar negativ sein ,  weil die Senkung des Steuersatzes sowie das 
Auslaufen der I nvestitionszuwachsprämie Anreize für das Vor­
ziehen von Investitionen in das Jahr 2004 auslösen. Der Wachs­
tums- und Beschäftigungseffekt der Steuersenkung ist u .  a .  
auch deshalb so  gering ,  wei l  d ie  Steuerentlastung einen er­
heblichen Teil der Bevölkerung zur Gänze ausklammert - näm­
lich jene 2 , 1  Mil lionen Menschen, die schon bisher keine Lohn­
steuer zahlten - und weil der Steuerentlastung erhebliche Be­
lastungen aus den Sparpaketen der Vorjahre gegenüberstehen. 
Dazu kommt, dass die Sparquote der privaten Haushalte in der 
Phase des Konjunkturabschwungs n icht - wie sonst beob­
achtbar - gesunken, sondern gestiegen ist. Das ist vermutlich 
vor allem eine Folge zunehmender Verunsicherung (steigendes 
Arbeitslosigkeitsrisiko) sowie des "Angstsparens", das durch die 
"Pensionssicherungsreform 2003" und d ie D iskussionen zur 
Harmonisierung der Pensionssysteme ausgelöst wurde. Deut­
lich höhere Wachstumseffekte hätten sich erzielen lassen, wenn 
d ie Ausgaben in die öffentliche Infrastruktur intensiviert worden 
wären, weil die kurzfristigen Multiplikatoren von öffentlichen ln­
vestitionsausgaben deutlich höher sind als jene von Steuer­
senkungen.  

Die Steuersenkungen 2004 und 2005 haben somit in unzu-
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reichendem Ausmaß zur Belebung der in ländischen Nachfra­
ge beigetragen . Ein Vorziehen der geplanten Steuersenkung, 
das Oppositionsparteien, Gewerkschaft und Arbeiterkammer 
forderten, wurde von der Regierung immer wieder zurückge­
wiesen. 

Der Übergang Österreichs zu einer Budgetpolitik mit "Nul lde­
fiziten" bzw. ausgeglichenen Haushalten und die praktisch aus­
sch l ießl iche Konzentration darauf haben den Konjunkturab­
schwung durch eine fast durchgängig prozyklische Politik ver­
schärft. Die Folge waren hausgemachte Wohlfahrtsverluste. Das 
schwache Wachstum war begleitetvon einem Anstieg der Ar­
beitslosigkeit. Die Arbeitslosenquote ist zwar immer noch nied­
rig , aber der Abstand zur Arbeitslosenquote in den EU-Staa­
ten hat merklich abgenommen. Zur Verringerung d ieses Ab­
stands hat auch der Abbau von Planstellen beigetragen ,  der 
stets mit der Realisierung von Maßnahmen zur Verwaltungsre­
form begründet wurde. Gerade die letzten Jahre haben gezeigt, 
dass der Personalabbau weniger eine Folge der Verwaltungs­
reform als vielmehr eine Folge massiver Frühpensionierungen 
war. 

Die Konjunkturpakete wurden sehr zögerlich beschlossen und 
beinhalteten kaum kurzfristig wirksame Maßnahmen zur Über­
windung der Nachfrageschwäche. Der budgetpol itische Kurs 
gleicht einem orientierungslosen Zick-Zack-Kurs. Bis heute feh­
len Wachstumsin itiativen,  d ie zu einer durchgreifenden kon­
junkturellen Erholung führen können.  Die öffentliche Investi­
tionsquote einschließl ich jener der ausgegliederten Rechtsträ­
ger stagniert seit 2000. Den Investitionen würde jedoch zur Stär­
kung der Binnennachfrage eine Schlüsselgröße zukommen. Die 
Berücksichtigung der so genannten "Goldenen Finanzierungs­
regel" in Österreich hätte den Rückgang der I nvestitionen der 
Gemeinden verhindern können. Eine investitionsorientierte Ver­
schuldung der öffentlichen Haushalte wurde jedoch seitens der 
politischen Entscheidungsträger durch die Konzentration auf 
das Prinzip des ausgegl ichenen Haushalts ausgeschlossen. 

111. Unverhüllte Umverteilungspolitik zugunsten 
der Kapitalgesellschaften 

Die Budgets der letzten Jahre waren geprägt durch Spar- und 
Entlastungspakete. Im Jahr 2000 waren aus vertei lungspol iti­
scher Perspektive zwei Ereignisse bedeutsam, die Steuersen­
kung der großen Koal ition und d ie Erhöhung d iverser Ver-
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brauchssteuern und Gebühren.  Dadurch ist es zu einer Ver­
schiebung der Steuerbelastung von der Lohn- und Einkom­
mensteuer zu den Verbrauchssteuern gekommen. Durch die 
Erhöhung der Verbrauchssteuern wurden die unteren Einkom­
men überproportional belastet. Diese Verschiebung der Steu­
erlast bedeutet, dass die unteren Einkommensschichten den 
größeren Teil der Konsol idierungslast zu tragen haben. Da die 
Besserverdienerinnen in erheblich größerem Ausmaß von der 
Ausweitung des Budgetdefizits durch die Steuersenkung und 
das Familienpaket profitiert haben, führte die Verringerung der 
Lohn- und Einkommensteuer, die durch eine Erhöhung der Ver­
brauchssteuern finanziert wird , zu einer Umverteilung vom ,klei­
nen Mann' zu den Besserverdienenden. Die Anhebung der Elekt­
rizitätsabgabe trifft, gemessen am Einkommen, die ärmeren 
Haushalte zweieinhalb mal so stark wie d ie besser verdienen­
den. Sinkende Strompreise im Zuge der Strompreisliberal isie­
rung haben sich angesichts der jüngsten Strompreiserhöhun­
gen als Schal l  und Rauch erwiesen. 

Von den Steuer- und Gebührenerhöhungen sind zudem in­
flationserhöhende Wirkungen ausgegangen. Nach Berechnun­
gen des WI FO haben sie die I nflationsrate um 0,6 Prozent­
punkte angetrieben. 

Im Jahr 2001 folgte ein weiteres Sparpaket Kramer1 fasst die 
Verteilungswirkungen folgendermaßen zusammen: "Im unteren 
Drittel der Einkommensverteilung übertrifft die durch diese Maß­
nahmen ab Mitte 2000 wirksame Mehrbelastung die vorherge­
hende Entlastung aus der Lohnsteuersenkung deutlich ."  Und 
weiters: "Durch d ie Änderung des Einkommensteuerrechts ab 
2001 büßen somit sowohl aktive Arbeitnehmer als auch Pen­
sionisten der mittleren Einkommenskategorie (bis etwa 3.050 
Euro) am meisten von Vorteilen aus der Steuerreform 2000 wie­
der ein ."  Zusammenfassend meint er: "Die Konsol id ierungs­
maßnahmen trafen und treffen ab Anfang 2001 besonders die 
Bezieher niedriger (nicht unbedingt der n iedrigsten) und mittle­
rer Einkommen, die ein Jahr zuvor stärker begünstigt erschie­
nen." Der Konsol idierungsbeitrag der Reichen und Superrei­
chen bleibt sehr bescheiden. 

Für die zweite Legislaturperiode beabsichtigte die ÖVP/FPÖ­
Regierung Sparmaßnahmen in der Höhe von 5 Mrd .  €. Davon 
sind alle Gebietskörperschaften und die Sozialversicherungs­
träger betroffen. Die Maßnahmen setzen in verschiedenen Be­
reichen an :  1 ,3 Mrd .  € sol len durch eine Verwaltungsreform 
beim Bund, insbesondere durch einen weiteren Personalabbau, 
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eingespart werden, je eine Mi l l iarde € bei den Pensionen und 
im Gesundheitsbereich, 1 Mrd.  € bei Ländern, Städten und Ge­
meinden und rund 0, 1 %  des B I P  durch Schwarzarbeitsbe­
kämpfung und die Durchforstung der Bundesförderung sowie 
durch eine Reform der ÖBB. Diesen Einsparungen sol l d ie 
"größte Steuerreform der Zweiten Republik" gegenüberstehen, 
e ine erste Etappe 2004 mit einem Entlastungsvolumen von 
etwa 500 Mio. € und eine zweite Etappe 2005 mit einem Ent­
lastungsvolumen von 2,5 Mrd .  €. 

Erste substanzielle Schritte wurden mit dem Budgetbegleit­
gesetz 2003 und den Budgetvoranschlägen 2003 und 2004 ge­
setzt. Kernstücke sind die erste Etappe der Steuerreform, Ab­
gabenerhöhungen in der Krankenversicherung und die so ge­
nannte "Pensionssicherungsreform". Dazu kommen als Be­
gleitmaßnahme zur Pensionsreform die Entlastung der Lohne­
benkosten für ältere Arbeitnehmerlnnen. 

Aus verteilungspolitischer Sicht zeigt sich, dass die unselbst­
ständig Beschäftigten durch die erste Etappe der Steuerreform 
überwiegend zu den Verliererinnen gehören. Die Entlastung der 
Lohnsteuer (380 Mio. €) wirkt vor al lem i n  einem Einkom­
mensband von 1 .000 bis 1 .400 € Bruttomonatsbezug. Bei Ein­
kommen darüber werden die Entlastungen bereits durch die Be­
lastungen aus der Gegenfinanzierung (Erhöhung diverser Ener­
giesteuern) sowie durch d ie Erhöhung der Krankenversiche­
rungsbeiträge überkompensiert. Einkommensbezieherinnen un­
ter 900 € brutto monatlich gehören nur zu den Zahlerl nnen. Im 
Unternehmensbereich wird der halbe Steuersatz von nicht ent­
nommenen Gewinnen für Personengesellschaften und Einzel­
unternehmer eingeführt. Der Entlastungseffekt (400 M io. €) 
dürfte jedoch bei weitem unterschätzt sein. Unter den Unter­
nehmen sind die Verteilungswirkungen sehr ungleich . 

Die zweite Etappe der Steuersenkung wird bei den kleinen 
und mittleren Einkommen nur zu einem schwachen Entlas­
tungseffekt führen.  Arbeitnehmeri nnen mit einem Bruttomo­
natseinkommen zwischen 1 .900 und 2.300 € bekommen mo­
natlich weniger als 20 €. Das gilt auch für Pension istinnen mit 
einer monatlichen Bruttopension zwischen 1 .600 und 2.000 €. 
Für d iese Personengruppe übersteigen d ie Belastungen der 
letzten Jahre bei weitem diese Entlastung. Die maximale Ent­
lastung (46 € monatl ich) l iegt bei einem Bruttomonatseinkom­
men von etwa 3.600 €. Jenen 2 , 1  Mio. Menschen ,  die schon 
jetzt keine Lohnsteuer zahlen, erfahren auch durch die zweite 
Etappe keine Entlastungen. 
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Hinsichtlich der Aufteilung der Steuersenkungsmasse war ei­
ne gerechte Verteilung zwischen den Arbeitnehmerinnen und 
der Wirtschaft in Aussicht gestellt worden . Mit der Senkung des 
Körperschaftsteuertarifs von 34 auf 25 Prozent und der Ein­
führung der neuen Gruppenbesteuerung kommt es zu einer 
massiven Umvertei lung zugunsten der Kapitalgesellschaften. 
ln den Debatten vor der Einigung auf d iese zweite Etappe hat 
in Österreich n iemand ernsthaft mit einer derart starken Sen­
kung des Tarifs der Körperschaftsteuer gerechnet. Die unter­
schiedl ichen Steuersätze und Steuerbemessungsgrundlagen 
innerhalb der EU (insbesondere nach der Erweiterung) bergen 
die Gefahr des Steuerdumpings und eines Steuersenkungs­
wettbewerbs mit problematischen Allokations- und Vertei­
lungswirkungen. Statt sich für neue In itiativen zur Steuerhar­
monisierung im Bereich der Unternehmensbesteuerung auf eu­
ropäischer Ebene einzusetzen ,  heizt Österreich mit d iesem 
Schritt das Steuerdumping weiter an. 

Die vertei lungspolitischen Konsequenzen und Prioritäten der 
steuerpolitischen Maßnahmen der letzten Jahre lassen sich an 
der Entwicklung der Steuerbelastung ab dem Jahr 2000 able­
sen .  Es zeigt sich, dass die Steuern auf Kapital von 4, 1 %  des 
B IP  im Jahr 2000 auf 3 ,3% im Jahr 2005 sinken werden. Die 
Lohnsteuerquote steigt hingegen im gleichen Zeitraum gering­
fügig von 6 ,9% auf 7,0% des BIP Die Umsatz- und Verbrauch­
steuerquote zeigt im Zeitablauf nur geringe Schwankungen. 

Zusammenfassend lässt sich aus verteilungspol itischer Per­
spektive festhalten: Die Konsolidierungsmaßnahmen der ersten 
Phase (2000 bis 2002) trafen besonders die Bezieherinnen nied­
riger und mittlerer Einkommen , die Reichen und die Superrei­
chen werden eher geschont. Das Sparpaket 2003/2004 führt 
zu massiven Belastungen, die durch die Steuersenkungen 2004 
und 2005 nur partiell ausgegl ichen werden. Am stärksten be­
troffen sind d ie n iedrigsten Einkommen , die von der Steuer­
senkung nicht profitieren. Aus der Sicht der funktionalen Ein­
kommensvertei lung steht ein leichter Anstieg der Lohnsteuer­
quote einer sinkenden Kapitalsteuerquote gegenüber. Die Un­
selbstständigen - und in dieser Gruppe die Bezieherinnen nied­
riger und mittlerer Einkommen - sind die Verlierer der unver­
schämten Umvertei lungspolitik der letzten Jahre, trotz - oder 
gerade wegen - der "größten Steuerreform al ler Zeiten" .  Für 
die Unternehmen dagegen hat sich das Stil lhalten im Zuge der 
Steuererhöhungen 2001 ausgezahlt, sie wurden durch die Steu­
erreform 2004/2005 fürstl ich entlehnt. 
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IV. "Weniger Steuern- Mehr fürs Leben"? 

Mit d iesem Slogan vermarktet der Finanzminister die "größ­
te Steuerreform aller Zeiten". Gleichzeitig möchte er uns damit 
die weitere Senkung der Abgabenquote schmackhaft machen. 
Mit der Steuerreform 2004/05 wird die Abgabenquote von ih­
rem Höchststand im Jahr 2001 mit 44,8% des BIP deutl ich re­
duziert. Sie dürfte im Jahr 2005 41 ,7% erreichen . Allerdings ist 
der Rückgang der Abgabenquote von 2001 bis 2005 mit einem 
parallelen Anstieg des Budgetdefizits des Gesamtstaates ver­
bunden. Dieses dürfte im Jahr 2005 etwa 2% des B IP erreichen 
und damit wieder höher l iegen als im Jahr 2000 . I m  Wesent­
l ichen hat die temporäre Erhöhung der Abgabenlast zu einem 
ausgeglichenen Staatshaushalt im Jahr 2001 geführt, mit der 
Rückführung der Abgabenquote war dann ein neuerlicher An­
stieg des Budgetdefizits verbunden. Wenn die Abgabenquote 
weiter gesenkt und 2008 der Haushalt des Gesamtstaates wie­
der ausgeglichen sein sol l ,  dann sind weitere Sparpakete un­
vermeidlich. Aus verteilungspolitischer Sicht kann sich das für 
viele als negativ herausstel len , nämlich dann, wenn die Vertei­
lungsrelationen von Arm zu Reich und von den Arbeitnehme­
rinnen zu den Unternehmen verschoben werden. Bislang steht 
fest, dass sich mit der Steuerreform 2004/05 die Steuerlasten 
in funktionaler Sicht massiv verschoben haben. Wird sich d ie­
ser Trend fortsetzen? Man weiß es nicht. 

Aus der Verteilungsstudie des Österreichischen Wirtschafts­
forschungsinstituts aus den neunziger Jahren ist weiters be­
kannt, dass unter vertei lungspol itischen Gesichtspunkten vor 
al lem der Ausgabenseite d ie entscheidende Bedeutung zu­
kommt. Von Ausgabenkürzungen werden jene Bevölkerungs­
schichten am stärksten betroffen sein ,  bei denen das Haus­
haltseinkommen durch die öffentlichen Ausgaben am stärksten 
aufgebessert wurde. Das sind die unteren Einkommensklas­
sen .  Von den Steuersenkungen hingegen profitieren im Regel­
fal l  jene am meisten, die vom Staat bisher die geringsten Aus­
gaben im Verhältnis zu ihrem Einkommen erhalten haben. Das 
sind tendenziell die oberen Einkommensbezieherlnnen. Die ver­
tei lungspolitischen Konsequenzen einer weiteren Senkung der 
Abgabenquote werden damit um so gravierender sein ,  je stär­
ker Ausgaben mit stark umverteilender Wirkung zurückgenom­
men werden. Die Strategie der Senkung der Abgabenquote ba­
sierend auf dem ,Diktat der leeren Kassen' zielt auf einen ,ma­
geren' Staat. Sie lässt daher befürchten, dass der damit ver-
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bundene Rückzug des Staates nachhaltig zulasten der sozial 
Schwächeren gehen wird . Das könnte dazu führen,  dass d ie  
gesel lschaftl ichen Rahmenbedingungen für d ie  unterschied­
lichen Bevölkerungsgruppen weiter auseinanderdriften und den 
sozialen Zusammenhalt gefährden. Weitere Sparpakete und ein 
fortgesetzter Personalabbau gefährden zunehmend die Qua­
lität der Leistungserstellung. Erste Beispiele dafür sind die Jus­
tiz (Gefängnisse) und die Polizei .  Auch die bestehende Infra­
struktur ist in ihrer Substanz gefährdet, wenn die I nvestitions­
ausgaben n icht mehr für eine Erneuerung des Kapitalstocks 
ausreichen. 

V. Zukunftsorientierte Budgets? 

Von Interesse sind auch die budgetpolitischen Schwerpunk­
te der letzten Jahre. Die Konzentration auf den Budgetsaldo hat 
den Bl ick für d ie Budgetstrukturen verstellt. Die in der Strategie 
von Lissabon eingeforderte Qualität der öffentl ichen Finanzen 
insbesondere im Hinblick auf die Beschäftigung sowie auf die 
Zukunftsbereiche Bi ldung, Wissenschaft und Forschung spie­
gelt sich in den Budgets der vergangenen Jahre n icht wider. Im 
Bereich der Arbeitsmarktpol itik wurden zunächst d ie Über­
schüsse des Fonds zur Arbeitslosenversicherung zugunsten 
der Senkung des Bundesbeitrags zur Pensionsversicherung 
ausgeräumt. Seit der zunehmenden Beanspruchung der Mittel 
der Arbeitslosenversicherung durch den Anstieg der Arbeitslo­
sigkeit reichen die Mittel für eine flächendeckend gute fachliche 
Ausbildung und eine weitere Verbesserung der Dienstleistun­
gen für Arbeitsuchende nicht aus. Die Mittel für die Forschung 
sind zwar erhöht worden, vom selbst gesteckten Ziel einer For­
schungsquote von 2,5% des B IP ist die Regierung jedoch weit 
entfernt. Nach dem Auslaufen des Offensivprogramms II im Jah­
re 2006 müssen weitere finanzielle Mittel bereitgestellt werden, 
um die F&E-Quote überhaupt halten zu können. 

Auch die Schulen waren in  den letzten Jahren von den Spar­
maßnahmen betroffen.  Sie sollten zwar vom Planstellenabbau 
ausgespart bleiben , mussten aber Einsparungen h innehmen, 
die einen Stellenplanabbau zur Folge hatten. Von einer Priori­
sierung der Bi ldungsausgaben - wie sie von Regierungsseite 
immer wieder behauptet wird - kann daher nicht d ie Rede sein .  
Bei den Universitäten fallen Rhetorik und Wirklichkeit besonders 
weit auseinander. Die Universitäten sind seit 2004 ausgegl ie­
dert und erhalten nunmehr ein Globalbudget Wesentlich für die 
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gesamten Mittel der Universitäten ist, dass seit dem Jahr 2000 
auf Grund der Kürzungen im Investitionsbereich ein enormer 
Nachholbedarf besteht und den ausgegliederten Universitäten 
der Struktureffekt beim Personal nicht abgegolten wird .  Auch 
der immer wieder behauptete 6%ige Anstieg des Universitäts­
budgets von 2003 auf 2004 entspricht nicht der Realität, wei l  
der nunmehr vorliegende Rechnungsabschluss 2003 zeigt, dass 
die Universitäten im Jahr 2003 erheblich unterbudgetiert waren. 
Die autonomen Universitäten werden daher auf Grund der un­
zureichenden finanziellen Ausstattung gezwungen den Mangel 
zu verwalten.  Weltklasse-Universitäten brauchen nicht Rheto­
rik sondern eine adäquate - internationalen Standards ent­
sprechende - Finanzmittelausstattung. 

VI. Wie soll es weitergehen? 

Die Erfahrungen der jüngsten Stagnationsphase haben ge­
zeigt, dass das gegenwärtige fiskalpolitische Regime der Wirt­
schafts- und Währungsunion kein ausreichendes fiska lpol iti­
sches Gegensteuern erlaubt. Eine Reform des Stabil itäts- und 
Wachstumspakts ist daher dringend geboten. Er ist flexibler zu 
gestalten und soll eine ausreichende Investitionstätigkeit durch 
die Einführung der so genannten "Goldenen Finanzierungsre­
gel " erlauben. ln steuerlicher Hinsicht bedarf es bei den U nter­
nehmenssteuern n icht e ines Steuerwettlaufs, sondern einer 
Harmonisierung in Richtung einheitlicher Bemessungsgrund­
lagen und d ifferenzierter Mindeststeuersätze. Dafür sol lte sich 
die Regierung auf europäischer Ebene mit Nachdruck einset­
zen. Der Zeitpunkt ist günstig, weil gegenwärtig eine Änderung 
des Stabilitätspakts diskutiert wird .  Auch im Österreich-Konvent 
sollte sich die Regierung für eine Budgetpolitik einsetzen, die 
sich nicht ausschließlich am Ziel der ausgegl ichenen Haushal­
te orientiert. 

Entscheidend für die Budgetpol itik ist nicht der Budgetsaldo, 
von größerer Relevanz ist die Frage, wofür die Budgetmittel ver­
wendet werden und wie die Finanzierungsstruktur ausschaut. 
Ein Abgehen vom Finanzierungssaldo als wesentl ichstes Kri­
terium der Budgetpol itik würde den Weg frei machen für eine 
Strukturpolitik auf der Einnahmen- und Ausgabenseite. 

Wegen der skizzierten unerwünschten Auswirkungen sol lte 
auf das Ziel der Senkung der Abgabenquote auf 40% des B IP 
b is  ins Jahr  201 0  verzichtet werden. I nternationale Erfahrun­
gen - etwa jene der erfolgreichen skandinavischen Staaten -
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zeigen, dass d ie Aufrechterhaltung des umfassenden Wohl­
fahrtsstaates und qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienstleis­
tungen ein hohes Abgabenniveau notwendig machen. 

Anmerkung 

1 Kramer, H. ,  Überlegungen zu den Verteilungswirkungen der Österreichischen 
Budgetpolitik, in: Monatsberichte des WIFO 1 (2001 ) . 
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